Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Notenwechsel vom 

zur Änderung des Notenwechsels vom 25. September 1990 
zum NATO-Truppenstatut 


A. Zielsetzung 

Mit dem Gesetz soll einer völkerrechtlichen Vereinbarung nach Maß- 
gabe des Artikels 59 Abs. 2 des Grundgesetzes zugestimmt werden. 
Sie enthält insbesondere Regelungen für dienstliche Tätigkeiten von 
Truppen der NATO-Entsendestaaten Belgien, Frankreich, Kanada, 
Niederlande, Großbritannien und USA, ihre zivilen Gefolge und ihre 
Mitglieder und Angehörigen in Berlin und in den Neuen Bundesländern 
nach dem 31. Dezember 1994. 

B. Lösung 

Erlaß eines Vertragsgesetzes zu dem obengenannten Noten- 
wechsel. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch das Vertragsgesetz nicht 
mit Kosten belastet. 
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Das Vorhaben wirkt sich weder auf Einzelpreise noch auf das Preis- 
niveau, insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (212) - 379 35 - Tr 6/94 Bonn, den 20. Juni 1994 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Notenwechsel vom ... zur Änderung des Notenwech- 
sels vom 25. September 1990 zum NATO-Truppenstatut mit Begründung und 
Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 27. Mai 1994 als besonders eil- 
bedürftig zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auf- 
fassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden 
unverzüglich nachgereicht. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Notenwechsel vom 

zur Änderung des Notenwechsels vom 25. September 1990 
zum NATO-Truppenstatut 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem In Bonn am paraphierten Notenwechsel zwischen dem Königreich 

Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, der Französischen Republik, Kanada, 
dem Königreich der Niederlande, dem Vereinigten Königreich Großbritannien und 
Nordirland und den Vereinigten Staaten von Amerika zur Änderung des Noten- 
wechsels vom 25. September 1990 zum NATO-Truppenstatut (BGBl. 1994 II 
S. 26, 29) nebst Protokollnotiz zu Nummer 3 des Notenwechsels wird zuge- 
stimmt. Der Notenwechsel und die Protokollnotiz werden nachstehend veröffent- 
licht. 


Artikel 2 

Artikel 5 Abs. 2 des Gesetzes zu den Notenwechseln vom 25. September 1990 
und vom 23. September 1991 über die Rechtsstellung der in Deutschland statio- 
nierten verbündeten Streitkräfte und zu dem Übereinkommen vom 25. September 
1990 zur Regelung bestimmter Fragen in bezug auf Berlin vom 3. Januar 1994 
(BGBl. 1994 II S. 26) wird geändert und lautet wie folgt: 

„(2) Das Gleiche gilt für die den Streitkräften in Nummer 4 Buchstabe a des 
Notenwechsels vom 25. September 1990 zum NATO-Truppenstatut eingeräumte 
Rechtsstellung.“ 


Artikel 3 

(1) Artikel 2 tritt an dem Tage in Kraft, an dem der in Artikel 1 genannte 
Notenwechsel in Kraft tritt. Im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der in Artikel 1 genannte Notenwechsel für die Bundes- 
republik Deutschland In Kraft tritt. Ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Notenwechsel und die Protokollnotiz findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da sie sich auf Gegenstände der Bundesgesetzge- 
bung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da durch den Notenwechsel das Ven/valtungsverfahren von Landes- 
behörden geregelt wird. 


Zu Artikel 2 

Durch die Änderung seines Artikels 5 Abs. 2 wird das Gesetz zu den Notenwech- 
seln vom 25. September 1990 und vom 23. September 1991 über die Rechtsstel- 
lung der in Deutschland stationierten verbündeten Streitkräfte und zu dem Über- 
einkommen vom 25. September 1990 zur Regelung bestimmter Fragen in bezug 
auf Berlin vom 3. Januar 1994 an den Stand des neuen Notenwechsels ange- 
paßt. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 
des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Notenwechsel für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. 

Das Vorhaben wirkt sich weder auf Einzelpreise noch auf das Preisniveau, 
insbesondere nicht auf das Verbraucherpreisniveau aus. 
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Notenwechsel 

vom 1994 

zwischen dem Königreich Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, 
der Französischen Republik, Kanada, dem Königreich der Niederlande, 
dem Königreich Großbritannien und Nordirland und den Vereinigten Staaten von Amerika 
zur Änderung des Notenwechsels vom 25. September 1990 zum NATO-Truppenstatut 


Der Staatssekretär Bonn, 
des Auswärtigen Amts 

Exzellenzen, 

ich beehre mich, auf die zwischen Vertre- 
tern der Regierungen der Bundesrepublik 
Deutschland, des Königreichs Belgien, der 
Französischen Republik, Kanadas, des Kö- 
nigreichs der Niederlande, des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland 
und der Vereinigten Staaten von Amerika 
geführten Gespräche über die Änderung 
der Vereinbarung durch Notenwechsel vom 
25. September 1990 zu dem Abkommen 
zwischen den Parteien des Nordatlantikver- 
trages über die Rechtsstellung ihrer Trup- 
pen vom 19. Juni 1951 und zu dem Zu- 
satzabkommen zu diesem Abkommen vom 
3. August 1 959 nebst zugehörigen Überein- 
künften Bezug zu nehmen und Ihren Regie- 
rungen im Namen der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland folgende Verein- 
barung vorzuschiagen: 


Der Staatssekretär Bonn, 
des Auswärtigen Amts 

Excellencies, 

I have the honour to refer to the discus- 
sions which have taken place between re- 
presentatives of the Govermnents of the 
Federal Republic of Germany, the Kingdom 
of Belglum, Canada, the French Republic, 
the Kingdom of the Netherlands, the United 
Kingdom of Great Britain and Northern Ire- 
land and the United States of America con- 
ceming the amendment of the Agreement 
by Exchange of Notes of 25 September 
1990 conceming the Agreement of 19 June 
1951 between the Parties to the North At- 
lantic Treaty regarding the Status of thelr 
Forces, the Supplementary Agreement of 
3 August 1959, and the Agreements related 
thereto, and to propose to your Govern- 
ments, on behalf of the Government of the 
Federal Republic of Germany, the follo- 
wing: 


Der Staatssekretär Bonn, 
des Auswärtigen Amts 

Exceilences, 

J’ai l’honneur de me röferer aux discus- 
sions qui ont eu lieu entre des represen- 
tants des Gouvernements de la Röpubli- 
que föderale d’Aliemagne, du Royaume 
de Belgique, du Canada, des Etats-Unis 
d’Amörique, de la Röpublique franQaise, du 
Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d’lr- 
lande du Nord et du Royaume des Pays- 
Bas au Sujet de la modification de l’accord 
constitue par Techange de lettres du 25 
septembre 1990 relatif ä la Convention du 
1 9 juin 1 951 entre les Etats Parties au Traitö 
de FAtiantique Nord sur ie Statut de ieurs 
forces et ä l’Accord du 3 aoüt 1959 complö- 
tant ladite Convention, y compris les Ac- 
cords qui s'y rapportent, et de proposer ä 
vos gouvemements, au nom du Gouverne- 
ment de la Röpubiique fedöraie d’Allema- 
gne, ce qui suit: 
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Die Vereinbarung durch Notenwechsel vom 
25. September 1990 zu dem Abkommen 
zwischen den Parteien des Nordatlantikver- 
trages über die Rechtsstellung Ihrer Trup- 
pen vom 19. Juni 1951 und zu dem Zu- 
satzabkommen zu diesem Abkommen vom 
3. August 1959 nebst zugehörigen Überein- 
künften wird mit Wirkung vom 1. Januar 
1995 wie folgt geändert: 

1 . Nummer 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Nach Herstellung der Einheit Deutsch- 
lands und dem Abschluß des Vertrags 
vom 12. September 1990 über die ab- 
schließende Regelung in bezug auf 
Deutschland bleiben die genannten 
Übereinkünfte in ihrer jeweils gültigen 
Fassung vorbehaltlich der Nummer 4 
dieser Note in Kraft.“ 

2. Die Nummern 2 und 3 werden gestri- 
chen. 

3. Nummer 4 Buchstabe a Satz 1 wird wie 
folgt neu gefaßt: 

„Unter Berücksichtigung der Tatsache, 
daß der derzeitige räumliche Geltungs- 
bereich dieser Übereinkünfte von der 
Herstellung der Einheit Deutschlands 
unberührt bleibt, haben die Truppen der 
Entsendestaaten, ihre zivilen Gefolge, 
ihre Mitglieder und Angehörigen in den 
Ländern Berlin, Brandenburg, Meck- 
lenburg-Vorpommern, Sachsen, Sach- 
sen-Anhalt und Thüringen die gleiche 
Rechtsstellung, die ihnen In den Län- 
dern Baden-Württemberg, Bayern, 
Bremen, Hamburg, Hessen, Nieder- 
sachsen, Nordrhein- Westfalen, Rhein- 
land-Pfalz, Saarland und Schleswig- 
Holstein gewährt wird. Ihre dienstlichen 
Tätigkeiten in den erstgenannten Län- 
dern bedürfen der Zustimmung der 
Bundesregierung. Hierbei entscheidet 
die Bundesregierung unter Beachtung 
von Artikel 5 Absatz 3 des Vertrages 
über die abschließende Regelung in Be- 
zug auf Deutschland vom 12. Septem- 
ber 1990 im Einklang mit der vereinbar- 
ten Protokollnotiz gleichen Datums zu 
diesem Vertrag.“ 

Buchstaben b und c werden gestri- 
chen. 

Buchstabe e wird wie folgt neu gefaßt: 

„Die Bestimmungen dieser Nummer 
können auf Antrag einer Vertragspartei 
überprüft werden.“ 

Falls sich die Regierungen des König- 
reichs Belgien, der Französischen Republik, 
Kanadas, des Königreichs der Niederlande, 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland und der Vereinigten Staaten 
von Amerika mit diesem Vorschlag einver- 
standen erklären, werden diese Note und 
die das Einverständnis Ihrer Regierungen 
zum Ausdruck bringenden Antwortnoten Ih- 
rer Exzellenzen eine Vereinbarung zwi- 
schen unseren Regierungen bilden, die in 
Kraft tritt, sobald alle sieben Regierungen 
einander schriftlich mitgeteilt haben, daß die 


The Agreement by Exchange of Notes of 25 
September 1990 conceming the Agreement 
of 19 June 1951 between the Parties to the 
North Atlantic Treaty regarding the Status of 
thelr Forces, the Suppiementary Agreement 
of 3 August 1959, and the Agreements re- 
lated thereto, shall be amended with effect 
f rom 1 January 1 995 as follows: 

1 . Paragraph 1 shall read as follows: 

“Following the establishment of German 
unity and the concluslon of the Treaty on 
the Final Settlement with respect to 
Germany, signed on 12 September 
1 990, the above-mentloned Agreements 
remain in force as amended, subject to 
Paragraph 4 beiow.” 

2. Paragraphs 2 and 3 shall be deieted. 

3. Paragraph 4 (a), sentence 1 , shall read 
as follows: 

Taking account of the fact that the 
exjsting territorial application of these 
Agreements remains unaffected by the 
establishment of German unity, the for- 
ces of the sending States, their civilian 
components, their members and de- 
pendents shall enjoy the same Status in 
the Laender Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg- Vorpommern, Saxony, 
Saxony-Anhalt and Thuringia as they 
are granted In the Laender Baden- 
Wuerttemberg, Bavaria, Bremen, 
Hamburg, Hesse, Lower Saxony, 
North-Rhine/Westphalia, Rhineland- 
Palatlnate, Saarland and Schleswig- 
Holstein. Their official activities in the 
first-named Laender are subject to ap- 
proval by the Federal Government. The 
Federal Government shall decide taking 
into account the provisions of Article 5 
(3) of the Treaty on the Final Settlement 
with respect to Germany of 12 Septem- 
ber 1990, in accordance with the Agreed 
Minute of the same date to that Treaty.” 

Paragraph 4 (b) and (c) shall be de- 
ieted. 

Paragraph 4 (e) shall read as follows: 

“The provisions of this Paragraph may 
be reviewed at the request of one of the 
Parties.” 

If the Governments of the Kingdom of 
Betgium, Canada, the French Republic, the 
Kingdom of the Netherlands, the United 
Kingdom of Great Britain and Northern Ire- 
land and the United States of America 
agree to this proposal, this Note and Your 
Excellencies’ Notes In reply thereto ex- 
pressing your Governments’ agreement 
shall constitute an Agreement between our 
Governments, which shall enter into force 
as soon as all seven Governments have 
notified each other in writing of the comple- 
tlon of the necessary constitutional require- 


L’accord cpnstituä par l’echange de lettres 
du 25 septembre 1990 relatif ä ia Conven- 
tion du 19 juin 1951 entre les Etats Parties 
au Traite de l’Atlantique Nord sur le Statut 
de leurs forces et ä l’Accord du 3 aoüt 1959 
complötant ladite Convention, y compris les 
Accords qui s’y rapportent, sera modlflö 
comme suit avec effet ä compter du 1" 
janvier 1995: 

1) Le paragraphe 1 sera redige comme 
suit: 

«Les accords mentionnös ci-dessus de- 
meurent en vigueur, dans leur Version 
applicable et sous röserve du paragra- 
phe 4 cl-dessous, apres Tetablissement 
de l'unite allemande et Ia concluslon du 
Traltä du 12 septembre 1990 portant 
räglement däfinitif concernant l’Allema- 
gne.» 

2) Les paragraphes 2 et 3 seront suppri- 
mäs. 

3) La premiäre phrase de ralinäa a) du 
paragraphe 4 sera redigee comme 
suit: 

«Prenant en considäration le fait que 
l’apptication territoriale actuelle de ces 
accords n’est pas affectee par Tätablis- 
sement de l’unitä allemande, les forces 
des Etats d’origine, leurs ölements ci- 
vils, leurs membres et leurs personnes ä 
Charge benäficieront, dans les Länder 
de Berlin, Brandebourg, Mecklembourg- 
Pomeranie anterieure, Saxe, Saxe-An- 
halt et Thu ringe, du möme Statut que 
celui qui leur est accordö dans les Län- 
der de Bade-Wurtemberg, Baviäre, 
Breme, Hambourg, Hesse, Basse-Saxe, 
Rhönanie du Nord/Westphalie, Rhena- 
nie-Palatinat, Sarre et Schleswig-Hol- 
stein. Leurs activitäs officielles dans les 
Länder mentionnäs en premier Heu ne- 
cessiteront le consentement du Gouver- 
nement federal. Ce demier decidera en 
tenant compte des dispositions du para- 
graphe 3 de l’article 5 du Traite du 12 
septembre 1 990 portant röglement defl- 
nltif concernant l’Allemagne et en 
confoimitä avec ia Minute agreäe au 
traitö präcite, datee du meme jour.» 

Les alineas b) et c) seront supprimes. 

L’alinea e) sera rädigä comme suit: 

«Les dispositions du präsent paragra- 
phe pourront ätre rävisäes ä Ia deman- 
de de t’une des parties ä l’accord.» 

Si les Gouvernements du Royaume 
de Belgique, du Canada, des Etats-Unis 
d’Amärique, de Ia Räpublique frangaise, du 
Royaume-UnI de Grande-Bretagne et d’lr- 
iande du Nord et du Royaume des Pays- 
Bas acceptent Ia proposition ci-dessus, ia 
presente lettre et les lettres de räponse 
exprimant l’agrement de vos gouveme- 
ments constitueront un accord entre nos 
gouvemements qui entrera en vigueur des 
que les sept gouvemements se seront tous 
mutuellement informes que les conditions 
internes necessaires ä l’entree en vigueur 
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innerstaatlichen Voraussetzungen für das 
Inkrafttreten erfüllt sind. Als Tag des Inkraft- 
tretens gilt der Tag der letzten schriftlichen 
Mitteilung. 

Der englische und der französische Wort- 
laut dieser Note sind beigefügt; die drei 
Wortlaute sind gleichermaßen verbindlich. 

Genehmigen Sie, Exzellenzen, die Versi- 
cherung meiner ausgezeichnetsten Hoch- 
achtung. 

S.E. 

dem Botschafter des Königreichs Belgien 

Herrn 

Bonn 

S.E. 

dem Botschafter der Französischen Repu- 
blik 
Herrn 
Bonn 

S.E. 

dem Botschafter Kanadas 

Herrn 

Bonn 

S.E. 

dem Botschafter des Königreichs der Nie- 
derlande 
Herrn 
Bonn 

S.E. 

dem Botschafter des Vereinigten König- 
reichs Großbritannien 
und Nordirland 
Herrn 
Bonn 

S.E. 

dem Botschafter der Vereinigten Staaten 

von Amerika 

Herrn 

Bonn 


ments for entry into force. The date of entry 
into force shall be the date of the last written 
notification. 


The English and French texts of this Note 
are attached hereto, all three texts being 
equally authentic. 

Please accept, Excellencies, the assur- 
ances of my highest consideration. 


H.E. 

The Ambassador of the Kingdom of Bel- 
gium 

H.E. 

The Ambassador of the French Republic 
H.E. 

The Ambassador of Canada 
H.E. 

The Ambassador of the Kingdom of the 
Netheiiands 

H.E. 

The Ambassador of the United Kingdom of 

Great Britain 

and Northern ireland 

H.E. 

The Ambassador of the United States of 
America 

Bonn 


de Taccord sont remplles. Uentröe en vi- 
gueur aura lieu ä la date de la demiöre de 
ces Communications. 


Les textes anglais et frangais de la prä- 
sente lettre sont joints, tous trols faisant 
ögalement foi. 

Je vous prie d’agröer, Exceilences, tes 
assurances de ma trös haute considera- 
tion. 

S.E. 

TAmbassadeur du Royaume de Belgique 
S.E. 

i’Ambassadeur de la Republlque frangaise 
S.E. 

TAmbassadeur du Canada 
S.E. 

TAmbassadeur du Royaume des Pays-Bas 
S.E. 

TAmbassadeur du Royaume-Uni de Gran- 
de-Bretagne et d’liiande du Nord 

S.E. 

TAmbassadeur des Etats-Unis d’Amerique 
Bonn 
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Protokollnotiz 

zu Nummer 3 des Notenwechsels 

Die deutschen Behörden werden bei der 
Erteilung der nach Nummer 3 des Noten- 
wechsels vom... zu dem Abkommen... er- 
forderlichen Zustimmung einen möglichst 
großzügigen Maßstab anlegen. 

Die deutschen Behörden werden bei der 
Erteilung der Zustimmung für dienstliche 
Tätigkeiten in den Ländern Berlin, Bran- 
denburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sach- 
sen, Sachsen- Anhalt und Thüringen, soweit 
möglich, dieselben technischen Verfahren 
entsprechend anwenden, die in den Län- 
dern Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, 
Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nord- 
rhein- Westfalen, Rheinland- Pfalz, Saarland 
und Schleswig-Holstein gelten. In den Fäl- 
len, in denen keine geeigneten Verfahren 
bestehen, werden die deutschen Behörden 
einfache technische Verfahren oder, soweit 
möglich, eine generelle Zustimmung vor- 
sehen. 

Dienstliche Besuche bei den Botschaf- 
ten und konsularischen Vertretungen der 
Entsendestaaten in den Ländern Berlin, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
bedürfen auf der Grundlage der Gegensei- 
tigkeit keiner Zustimmung. Die Zustimmung 
für dienstliche Besuche bei deutschen Be- 
hörden in Berlin gilt mit der Terminvereinba- 
rung als erteilt. 
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Protocol Note 

to Paragraph 3 of the Exchange of 
Notes 

ln granting the approval necessary in ac- 
cordance with paragraph 3 of the exchange 
of Notes of ... to the Agreement ..., German 
authorities will apply as generous criteria as 
possible. 

ln granting approval for official activities in 
the Laender Berlin, Brandenburg, Meck- 
lenburg-Vorpommern, Saxony, Saxony-An- 
halt and Thuringia, German authorities 
shall, as far as possible, apply mutatis mu- 
tandis the same technical procedures as 
those applicable in the Laender Baden- 
Wuerttemberg, Bavaria, Bremen, Hamburg, 
Hesse, Lower Saxony, North-RhineWVest- 
phalia, Rhineland-Palatinate, Saarland and 
Schleswig- Holstein. In cases in which no 
sultable procedures exist, German author- 
ities shall apply simple technical procedures 
or, as far as possible, issue a general ap- 
proval. 

Official visits to the Embassies and con- 
sular missions of the sending States in the 
Laender Berlin, Brandenburg, Mecklen- 
burg-Vorpommern, Saxony, Saxony-Anhalt 
and Thuringia are on the basis of reciprocity 
not subject to approval. Approval for official 
visits to German authorities in Berlin shali 
be deemed to have been given when an 
appointment is agreed. 


Protocole relatif 
au paragraphe 3 
de r^change de lettres 

Lors de la delivrance du consentement 
nöcessaire aux termes du paragraphe 3 de 
l’echange de lettres du ... relatif ä l’accord 
..., les autorites allemande appliqueront des 
elitäres aussi favorables que possible. 

Pour delivrer leur consentement ä des 
activites officielles dans les Länder de Ber- 
lin, Brandebourg, Mecklembourg-Pomera- 
nie anterieure, Saxe, Saxe-Anhalt et Thu- 
ringe, les autorites allemandes appliqueront 
par analogie, dans la mesure du possible, 
les memes procedures techniques que 
celles en vigueur dans les Länder de Ba- 
de- Wurtemberg, Baviere, Breme, Ham- 
bourg, Hesse, Basse-Saxe, Rhänanie du 
Nord/Westphalie, Rhänanie-Palatinat, Sar- 
re et Schleswig-Holstein. Dans les cas oü 
aucune procedure appropriee n’est prävue, 
les autoritäs allemandes prevoiront des pro- 
eädures techniques simplifiäes ou, si pos- 
sible, un consentement gäneral. 

Les visites officielles effectuäes aupres 
des ambassades et des repräsentations 
consulaires des Etats d’origine dans les 
Länder de Berlin, Brandebourg, Mecklem- 
bourg-Pomäranie anterieure, Saxe, Saxe- 
Anhalt et Thuringe ne necessiteront, ä titre 
de reciprocltä, aucun consentement. Le 
consentement concernant les visites offi- 
cielles aupräs des autoritäs allemandes ä 
Berlin sera considere comme acquis, däs 
lors que celles-ci auront etä convenues. 
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Denkschrift zu dem Notenwechsel 

I. Allgemeines 

1. Streitkräfte der Vier Mächte (Frankreich, Großbritan- 
nien, USA und Sowjetunion) befanden sich nach Been- 
digung des Zweiten Weltkrieges in Berlin auf der Grund- 
lage von Rechten und Verantwortlichkeiten der Vier 
Mächte in bezug auf Berlin und Deutschland als Gan- 
zes, u. a. dem Protokoll über die Besatzungszonen in 
Deutschland und die Ven^^altung von Groß-Berlin vom 
12. September 1944, den Vereinbarungen, Beschlüs- 
sen und Praktiken in bezug auf den Zugang nach 
Berlin, der Erklärung der Alliierten Kommandantur der 
Stadt Berlin vom 5. Mal 1 955 über die Stellung West- 
Berlins nach dem Inkrafttreten der Pariser Verträge 
(sog. kleines Besatzungsstatut), dem Vier-Mächte-Ab- 
kommen über Berlin vom 3. September 1971 und der 
Erklärung der Regierungen Frankreichs, Großbritan- 
niens und der Vereinigten Staaten von Amerika betref- 
fend die Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier 
Mächte in Deutschland vom 9. November 1972. 

2. Mit Inkrafttreten des Vertrages über die abschließende 
Regelung in bezug auf Deutschland vom 12. Septem- 
ber 1990 (Zwei-plus- Vier- Vertrag) am 15. März 1991 
beendeten die. Vier Mächte ihre - durch ihre Gemein- 
same Erklärung vom 1. Oktober 1990 bereits vom 

3. Oktober 1990 bis zum Inkrafttreten am 15. März 
1991 suspendierten - Rechte und Verantwortlichkeiten 
in bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes. Auch 
die damit zusammenhängenden vierseitigen Verein- 
barungen, Beschlüsse und Praktiken wurden beendet 
und alle entsprechenden Einrichtungen der Vier Mäch- 
te (z. B. der Alliierte Kontrollrat, die Alliierte Komman- 
dantur Berlin) aufgelöst (Artikel 7). Damit endete auch 
das besatzungsrechtliche Stationierungsrecht der Vier 
Mächte in Berlin. 

3. Der weitere Aufenthalt von Streitkräften Frankreichs, 
Großbritanniens und der USA in Berlin hat seine 
Grundlage zum einen In Artikel 5 Abs. 2 i.v.m. Artikel 4 
Abs. 1 des Zwei-plus-Vier Vertrages. Danach bleiben 
die Streitkräfte dieser Staaten auf deutschen Wunsch 
In Berlin stationiert, und zwar befristet für die Dauer des 
Aufenthalts sowjetischer Streitkräfte auf dem Gebiet 
der früheren DDR und Berlins und auf der Grundlage 
entsprechender vertraglicher Vereinbarung mit diesen 
Staaten. Nach Artikel 4 Abs. 1 des Zwel-plus-Vier-Ver- 
trages wird der Abzug der sowjetischen Streitkräfte „bis 
zum Ende des Jahres 1994 vollzogen“. In der Gemein- 
samen Erklärung des russischen Präsidenten und des 
Bundeskanzlers vom 16. Dezember 1992 Ist die Vor- 
verlegung der Beendigung des Abzuges russischer 
Truppen aus Deutschland auf den 31. August 1994 
zugesichert worden. 

4. Zum anderen bildet der Notenwechsel vom 25. Sep- 
tember 1 990 zu dem befristeten Verbleib von Streitkräf- 
ten der Französischen Republik, des Vereinigten Kö- 
nigreichs Großbritannien und Nordirland und der Verei- 
nigten Staaten von Amerika in Berlin die in Artikel 5 
Abs. 2 des Zwei-plus-Vler-Vertrages genannte „ent- 
sprechende vertragliche Vereinbarung“. Der Noten- 
wechsel vom 25. September 1990 zum NATO-Trup- 
penstatut regelt die Rechtsstellung der Streitkräfte aller 
sechs Entsendestaaten in den Neuen Bundesländern. 
Auf seiner Grundlage regelt der Notenwechsel vom 


23. September 1991 die Besuche belgischer, kanadi- 
scher und niederländischer Truppen In Berlin. Das 
Übereinkommen vom 25. September 1990 behandelt 
Rechtsfolgen der Herstellung der deutschen Souverä- 
nität in Berlin. Innerstaatlich sind die beiden Noten- 
wechsel und das Übereinkommen am 3. Oktober 1990 
vorläufig in Kraft gesetzt worden. Völkerrechtlich sind 
der Notenwechsel zum NATO-Truppenstatut und der 
Notenwechsel zu dem befristeten Verbleib von Streit- 
kräften Frankreichs, Großbritanniens und der USA in 
Berlin seit dem 15. März 1991 (Inkrafttreten des Zwei- 
plus-Vier-Vertrages) in Kraft. Der Notenwechsel über 
Besuche von Streitkräften Belgiens, Kanadas und der 
Niederlande in Berlin Ist noch nicht in Kraft. 

5. In Verhandlungen mit den sechs Entsendestaaten ist 
vereinbart worden, den Notenwechsel zu dem befriste- 
ten Verbleib von Streitkräften Frankreichs, Großbritan- 
niens und der USA und den Notenwechsel über Besu- 
che von Streitkräften Belgiens, Kanadas und der Nie- 
derlande zum 31. Dezember 1994 zu beenden. Der 
Notenwechsel zur Änderung des Notenwechsels vom 
25. September 1990 zum NATO-Truppenstatut regelt 
den Rechtsstatus der Streitkräfte der sechs Entsende- 
staaten in Berlin und den Neuen Bundesländern und 
enthält Bestimmungen für ihre dienstlichen Tätigkeiten 
für den Zeitraum danach. 


11. Besonderes 
Zu Nummer 1 

Nach dem Wegfall der Nummer 2 des Notenwechsel ist 
nur noch auf die Nummer 4 Bezug zu nehmen. 

Zu Nummer2 

Durch das Abkommen zur Änderung des Zusatzabkom- 
mens zum NATO-Truppenstatut vom 15. März 1993 sind 
die Regelungen der Nummern 2 und 3 des Notenwechsels 
gegenstandslos und daher zu streichen. 

Zu NummerS 

Diese Bestimmung enthält eine zusammenfassende Re- 
gelung der früheren Regelungen ln Nummer 4 Buchstaben 
a und b des Notenwechsels. Klargestellt wird, daß die 
Rechtsstellung der Truppen der sechs Entsendestaaten, 
ihre zivilen Gefolge, ihre Mitglieder und Angehörigen in 
den Neuen Bundesländern einschließlich Berlin die glei- 
che ist, die ihnen in den alten Bundesländern gewährt wird. 
Gleichzeitig wird die grundsätzliche Zustimmungsbedürf- 
tigkeit ihrer dienstlichen Tätigkeiten und Besuche in den 
Neuen Bundesländern und Berlin zum Ausdruck gebracht. 
In die Bestimmung ist eine Überprüfungskiausei aufge- 
nommen worden. Danach können die Bestimmungen der 
Nummer 4 des Notenwechsels auf Antrag einer Vertrags- 
partei zu dem Zweck überprüft werden, Einvernehmen 
über Änderungen zu erzielen. Durch die Einbeziehung der 
Streitkräfte Belgiens, Kanadas und der Niederlande in die 
Regelung ist Buchstabe c des Notenwechsels gegen- 
standslos und zu streichen. 

Zur Protokollnotiz zu Nummer 3 des Notenwechsels 

In der Protokollnotiz werden die in Nummer 3 des Noten- 
wechsels vorgesehenen Zustimmungsverfahren erläutert. 
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